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Hinweis:

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter, die Sammlung aller Gesetze und Verord-
nungen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlichten 
Erlasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung.

Dasselbe wird auch im Internet angeboten. Die Adresse ist: https://recht.nrw.de. Hingewiesen wird auf 
die kostenlosen Angebote im Internet unter der genannten Adresse. Dort fi nden Sie Links zu vielen quali-
tativ hochwertigen Rechtsangeboten. 

Wollen Sie die Inhaltsangabe eines jeden neuen Gesetzblattes oder Ministerialblattes per Mail 
zugesandt erhalten? Dann können Sie sich in das Newsletter-Angebot der Redaktion eintragen. 
Adresse: https://recht.nrw.de, dort: kostenlose Angebote.



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 16 vom 18. April 2017402

2251

Bekanntmachung
des Zwanzigsten Staatsvertrages zur Änderung

rundfunkrechtlicher Staatsverträge
(Zwanzigster Rundfunkänderungsstaatsvertrag)

Vom 21. März 2017

Der Landtag Nordrhein-Westfalen hat in seiner Sitzung 
am 15. März 2017 gemäß Artikel 66 Satz 2 der Landes-
verfassung dem Zwanzigsten Staatsvertrages zur Ände-
rung rundfunkrechtlicher Staatsverträge(Zwanzigster 
Rundfunkänderungsstaatsvertrag) zugestimmt.

Der Staatsvertrag wird nachfolgend bekannt gemacht.

Düsseldorf, 21. März 2017

Ministerpräsidentin
des Landes Nordrhein-Westfalen

Hannelore  K r a f t

Zwanzigster Staatsvertrag
zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge
(Zwanzigster Rundfunkänderungsstaatsvertrag)

Das Land Baden-Württemberg,

der Freistaat Bayern,

das Land Berlin,

das Land Brandenburg,

die Freie Hansestadt Bremen,

die Freie und Hansestadt Hamburg,

das Land Hessen,

das Land Mecklenburg-Vorpommern,

das Land Niedersachsen,

das Land Nordrhein-Westfalen,

das Land Rheinland-Pfalz,

das Saarland,

der Freistaat Sachsen,

das Land Sachsen-Anhalt,

das Land Schleswig-Holstein und

der Freistaat Thüringen

schließen nachstehenden Staatsvertrag:

Artikel 1
Änderung des Rundfunkstaatsvertrages

§ 11 c Abs. 3 des Rundfunkstaatsvertrages vom 31. Au-
gust 1991, zuletzt geändert durch den Neunzehnten 
Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom 3. bis 7. Dezember 
2015, wird wie folgt geändert:

1.   In Nummer  2 wird das Wort „Deutschlandradio“ 
durch das Wort „Deutschlandfunk“ ersetzt.

2.   In Nummer  3 werden die Wörter „DRadio Wissen“ 
durch die Wörter „Deutschlandfunk Nova“ ersetzt.

Artikel 2
Änderung des Deutschlandradio-Staatsvertrages

Der Deutschlandradio-Staatsvertrag vom 17. Juni 1993, 
zuletzt geändert durch den Neunzehnten Rundfunkände-
rungsstaatsvertrag vom 3. bis 7. Dezember 2015, wird wie 
folgt geändert:

 1.  Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

 a)   Beim Ersten Abschnitt wird das Wort „Pro-
gramm“ durch das Wort „Angebote“ ersetzt.

 b)   In § 2 wird das Wort „Programm“ durch das Wort 
„Angebote“ ersetzt.

 c)   In § 4 wird das Wort „Programmerstellung“ durch 
die Wörter „Erstellung von Audioproduktionen“ 
ersetzt.

 d)   Beim Zweiten Abschnitt wird das Wort „Sendun-
gen“ durch das Wort „Angebote“ ersetzt.

 e)   In § 6 wird das Wort „Sendungen“ durch das Wort 
„Angebote“ ersetzt.

 f)   In § 8 wird das Wort „Sendungen“ durch das Wort 
„Angebote“ ersetzt.

 g)  Es wird folgender neuer § 19 a eingefügt:

  „§19 a Allgemeine Bestimmungen“.

 h)   In §  35 werden die Wörter „In-Kraft-treten“ 
durch das Wort „Übergangsbestimmungen“ er-
setzt.

 2.   In der Überschrift des Ersten Abschnitts wird das 
Wort „Programm“ durch das Wort „Angebote“ er-
setzt.

 3.   In § 1 Abs. 3 Satz 3 werden die Wörter „programm- 
und produktionsgerecht“ durch die Wörter „ange-
bots- und produktionsgerecht“ ersetzt.

 4.  § 2 wird wie folgt geändert:

 a)  Die Überschrift wird wie folgt neu gefasst:

  „§ 2 
  Angebote“.

 b)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Nummer 2 wird das Wort „Deutschlandra-
dio“ durch das Wort „Deutschlandfunk“ er-
setzt.

  bb)   In Nummer  3 werden die Wörter „DRadio 
Wissen“ durch die Wörter „Deutschlandfunk 
Nova“ und die Wörter „dem Deutschlandra-
dio“ durch die Wörter „der Körperschaft“ er-
setzt.

  cc)   Es werden folgende neue Sätze 2 und 3 ange-
fügt:

     „Das Programm nach Satz  1 Nr.  1 kann bei 
digitaler Übertragung für Liveübertragungen 
aus dem Europäischen Parlament, dem Deut-
schen Bundestag oder den Landtagen, sowie 
von Diskussionsrunden, Reden, Festakten 
und Preisverleihungen und ähnlichen, für 
den Hörfunk geeigneten Sendungen der Mit-
glieder der Körperschaft zeitweise in ange-
messenem Umfang auseinandergeschaltet 
werden. Die Körperschaft bietet Telemedien 
nach Maßgabe dieses Staatsvertrages und 
des Rundfunkstaatsvertrages an.“

 c)   In Absatz  2 wird das Wort „Programme“ durch 
das Wort „Angebote“ ersetzt.

 5.   In § 3 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „beide“ durch das 
Wort „ihre“ ersetzt.

 6.  § 4 wird wie folgt geändert:

 a)   In der Überschrift wird das Wort „Programmer-
stellung“ durch die Wörter „Erstellung von Au-
dioproduktionen“ ersetzt.

 b)   In Satz 1 und Satz 3 wird jeweils das Wort „Hör-
funkproduktionen“ durch das Wort „Audiopro-
duktionen“ ersetzt.

 7.  § 5 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Satz  1 wird das Wort „programmlich“ 
durch die Wörter „zur Erfüllung des Auf-
trags“ ersetzt.

  bb)  Es wird folgender neuer Satz 4 eingefügt:

     „Die Zusammenarbeit erstreckt sich auch 
auf den administrativen und technischen Be-
reich.“

  cc)   Die bisherigen Sätze 4 und 5 werden zu den 
neuen Sätzen 5 und 6.

 b)   In Absatz 3 werden die Wörter „Programme und“ 
und die Wörter „Programmen und“ gestrichen.
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 8.   In der Überschrift des Zweiten Abschnitts wird das 
Wort „Sendungen“ durch das Wort „Angebote“ er-
setzt.

 9.  § 6 wird wie folgt geändert:

 a)   In der Überschrift wird das Wort „Sendungen“ 
durch das Wort „Angebote“ ersetzt.

 b)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Satz 1 wird das Wort „Sendungen“ durch 
das Wort „Angeboten“ ersetzt.

  bb)   In Satz 2 wird das Wort „Sendungen“ durch 
das Wort „Angebote“ ersetzt.

 c)  Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst:

  „(2) Die Körperschaft hat in ihren Angeboten die 
Würde des Menschen zu achten und zu schützen. Sie 
soll dazu beitragen, die Achtung vor Leben, Freiheit 
und körperlicher Unversehrtheit, vor Glauben und 
Meinung anderer zu stärken. Die sittlichen und reli-
giösen Überzeugungen der Bevölkerung sind zu ach-
ten.“

 d)  Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst:

  „(3) Das Geschehen in den einzelnen Ländern und 
die kulturelle Vielfalt Deutschlands sind angemessen 
in den Angeboten der Körperschaft darzustellen. Die 
Angebote sollen dabei auch die Zusammengehörig-
keit im vereinten Deutschland fördern sowie der ge-
samtgesellschaftlichen Integration in Frieden und 
Freiheit und der Verständigung unter den Völkern 
dienen und auf ein diskriminierungsfreies Miteinan-
der hinwirken.“

10.  § 7 wird wie folgt neu gefasst:

 „§ 7 
 Berichterstattung

  Die Bestimmungen des Rundfunkstaatsvertrages zu 
Berichterstattung, Informationssendungen und Mei-
nungsumfragen fi nden Anwendung.“

11.  § 8 wird wie folgt geändert:

 a)   In der Überschrift wird das Wort „Sendungen“ 
durch das Wort „Angebote“ ersetzt.

 b)   Die Wörter „das Deutschlandradio“ werden durch 
die Wörter „die Körperschaft“ ersetzt.

12.  § 9 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 werden die Wörter „durch Hörfunk“ 
gestrichen und die Wörter „von der Körperschaft 
in einer Sendung“ durch die Wörter „im Angebot 
der Körperschaft“ ersetzt.

 b)   In Absatz  2 Nummer  2 werden die Wörter „der 
Sendung“ durch die Wörter „des Angebots“ er-
setzt.

 c)  Absatz 3 Satz 4 wird wie folgt neu gefasst:

   „Die Gegendarstellung muss das beanstandete 
Angebot und die Tatsachenbehauptung bezeich-
nen.“

 d)  Absatz 4 wird wie folgt geändert:

  aa)  Satz 1 wird wie folgt neu gefasst:

      „Die Gegendarstellung muss unverzüglich 
innerhalb des gleichen Angebotes verbreitet 
werden, in welchem die beanstandete Tatsa-
chenbehauptung erfolgt ist.“

  bb)  Es wird folgender neuer Satz 3 angefügt:

     „Im Hörfunk muss die Gegendarstellung in-
nerhalb des gleichen Programms und der 
gleichen Programmsparte wie die beanstan-
dete Tatsachenbehauptung sowie zur glei-
chen Tageszeit oder, wenn dies nicht möglich 
ist, zu einer Sendezeit verbreitet werden, die 
der Zeit der beanstandeten Sendung gleich-
wertig ist.“

13.   In § 10 werden nach dem Wort „Sendezeit“ die Wör-
ter „in den Hörfunkprogrammen“ eingefügt.

14.   § 11 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 Satz 1 und 2 werden jeweils nach dem 
Wort „Sendezeit“ die Wörter „in den Hörfunkpro-
grammen“ eingefügt.

 b)   In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort „Sen-
dezeiten“ die Wörter „in den Hörfunkprogram-
men“ eingefügt.

15.  § 12 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt neu gefasst:

   „Wer die Sendung eines Beitrages veranlasst oder 
zugelassen hat oder Angebote in Telemedien zur 
Nutzung bereitstellt, trägt für den jeweiligen In-
halt und die jeweilige Gestaltung nach Maßgabe 
der Vorschriften des Grundgesetzes, der allgemei-
nen Gesetze und der besonderen Vorschriften die-
ses Staatsvertrages die Verantwortung.“

 b)   In Absatz  3 werden nach dem Wort „Beitrages“ 
die Wörter „oder Angebotsteiles“ eingefügt.

16.   In § 13 wird das Wort „Sendungen“ durch das Wort 
„Angebote“ ersetzt.

17.  § 14 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst:

    „(2) Soweit die Körperschaft Telemedien anbietet 
oder Radiotext veranstaltet, stellt sie in geeig-
neter Weise sicher, dass berechtigten Interessen 
Dritter auf Beweissicherung angemessen Rech-
nung getragen wird.“

 b)  Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst:

   „(3) Wer glaubhaft macht, in seinen Rechten be-
troffen zu sein, kann von der Körperschaft Ein-
sicht in die Aufzeichnungen nach den Absätzen 1 
und 2 verlangen und hiervon auf eigene Kosten 
von der Körperschaft Mehrfertigungen herstellen 
lassen. Die Glaubhaftmachung in Textform ist 
ausreichend.“

18.  § 15 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 werden die Wörter „zum Programm“ 
durch die Wörter „zu den Angeboten“ ersetzt.

 b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  aa)  Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt:

     „Wird die Programmbeschwerde in Textform 
eingelegt, so genügt auch für deren Beschei-
dung Textform.“

  bb)  Der bisherige Satz 2 wird zum neuen Satz 3.

19.   In §  17 Abs.  3 Satz  2 Nummer  1 wird das Wort 
„Rundfunksendungen“ durch das Wort „Angeboten“ 
ersetzt.

20.  Es wird folgender neuer § 19 a eingefügt:

 „§19 a 
 Allgemeine Bestimmungen

  (1) Die Mitglieder des Hörfunkrates und des Verwal-
tungsrates sind Sachwalter der Interessen der Allge-
meinheit. Sie sind an Weisungen nicht gebunden. Sie 
dürfen keine wirtschaftlichen oder sonstigen Interes-
sen haben, die geeignet sind, die Erfüllung ihrer Auf-
gaben als Mitglieder des Hörfunkrates oder des Ver-
waltungsrates zu gefährden (Interessenkollision).

  (2) Eine gleichzeitige Mitgliedschaft im Hörfunkrat 
und im Verwaltungsrat ist ausgeschlossen. Ein Mit-
glied kann dem Hörfunkrat und dem Verwaltungsrat 
zusammen insgesamt in höchstens drei Amtsperio-
den angehören.

  (3) Dem Hörfunkrat und dem Verwaltungsrat dürfen 
nicht angehören

 1.   Mitglieder des Europäischen Parlamentes, des 
Deutschen Bundestages oder eines Landesparla-
mentes,

 2.   Mitglieder der Europäischen Kommission, der 
Bundesregierung oder der Regierung eines deut-
schen Landes,
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 3.  hauptamtliche kommunale Wahlbeamte,

 4.   Beamte, die jederzeit in den einstweiligen Ruhe-
stand versetzt werden können,

 5.   Vertreter der kommunalen Spitzenverbände auf 
Leitungsebene,

6.   Mitglieder im Vorstand einer Partei nach § 2 Abs. 1 
Satz  1 des Parteiengesetzes auf Bundes- oder Lan-
desebene; die alleinige Mitgliedschaft in einem Par-
teischiedsgericht gemäß §  14 des Parteiengesetzes 
steht einer Mitgliedschaft im Hörfunkrat und Ver-
waltungsrat nicht entgegen.

  Ausgenommen von Satz  1 sind die Mitglieder des 
Hörfunkrates nach § 21 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 so-
wie die Mitglieder des Verwaltungsrates nach §  24 
Abs. 1 Nr. 1 und 2.

  (4) Dem Hörfunkrat und dem Verwaltungsrat dürfen 
ferner nicht angehören

 1.   Angestellte oder arbeitnehmerähnliche Personen 
der Körperschaft oder ihrer Mitglieder,

 2.   Personen, die in einem Arbeits- oder Dienstver-
hältnis zu einem Unternehmen stehen, an dem die 
Körperschaft beteiligt ist, oder zu einem mit ei-
nem solchen Unternehmen verbundenen Unter-
nehmen (§ 15 des Aktiengesetzes),

 3.   Personen, die den Aufsichtsorganen oder Gremien 
eines anderen öffentlich-rechtlichen Rundfunk-
veranstalters angehören oder in einem Arbeits- 
oder Dienstverhältnis oder in einem arbeitneh-
merähnlichen Verhältnis zu diesem oder zu einem 
mit diesem verbundenen Unternehmen (§  15 des 
Aktiengesetzes) stehen,

 4.   Personen, die privaten Rundfunk veranstalten 
oder den Aufsichtsorganen oder Gremien eines 
privaten Rundfunkveranstalters oder einem mit 
diesem verbundenen Unternehmen (§ 15 des Ak-
tiengesetzes) angehören oder in einem Arbeits- 
oder Dienstverhältnis zu diesen stehen,

 5.   Personen, die den Aufsichtsorganen oder Gremien 
einer Landesmedienanstalt angehören oder Orga-
nen, derer sich eine Landesmedienanstalt zur Er-
füllung ihrer Aufgaben bedient, oder die zu die-
sen Organen oder einer Landesmedienanstalt in 
einem Arbeits- oder Dienstverhältnis stehen.

  Ausgenommen von Satz  1 sind die Mitglieder des 
Verwaltungsrates nach § 24 Abs. 1 Nr. 3 und 4.

  (5) Der in Absatz  3 Satz  1 genannte Personenkreis 
kann frühestens 18 Monate   nach dem Ausscheiden 
aus der dort genannten Funktion als Mitglied in den 
Hörfunkrat oder den Verwaltungsrat entsandt oder 
gewählt werden. Für den in Absatz 3 Satz 1 genann-
ten Personenkreis gilt Absatz 3 Satz 2 entsprechend.

  (6) Die Mitglieder des Hörfunkrates und des Verwal-
tungsrates haben Anspruch auf eine Aufwandsent-
schädigung, Sitzungsgelder und Ersatz von Reise-
kosten mit Ausnahme des Tagegeldes. Das Nähere 
regelt die Satzung. Aufwandsentschädigungen und 
Sitzungsgelder sind der Höhe nach zu veröffentli-
chen.“

21.   In § 20 Abs. 1 Satz 1 werden das Wort „Sendungen“ 
durch das Wort „Angebote“ und die Wörter „in Pro-
grammfragen“ durch die Wörter „in Fragen zur Ge-
staltung der Angebote“ ersetzt.

22.  § 21 wird wie folgt neu gefasst:

 „§ 21
 Zusammensetzung des Hörfunkrates

  (1) Der Hörfunkrat besteht aus fünfundvierzig Mit-
gliedern, nämlich

 1.   je einem Vertreter von dreizehn der vertragschlie-
ßenden Länder, für die kein Entsendungsrecht 
gemäß § 24 Abs. 1 Nr. 1 für den Verwaltungsrat 
besteht,

 2.  zwei Vertretern des Bundes,

 3.   einem Vertreter der Evangelischen Kirche in 
Deutschland,

 4.   einem Vertreter der Katholischen Kirche in 
Deutschland,

 5.   einem Vertreter des Zentralrats der Juden in 
Deutschland,

 6.   einem Vertreter des Deutschen Gewerkschafts-
bundes,

 7.   einem Vertreter der Bundesvereinigung Deut-
scher Arbeitgeberverbände,

 8.   einem Vertreter des Bundeszuwanderungs- und 
Integrationsrates,

 9.   einem Vertreter von eco – Verband der Internet-
wirtschaft e.V.,

 10.  einem Vertreter des Lesben- und Schwulenver-
bandes e.V.,

 11.  einem Vertreter der Hochschulrektorenkonferenz,

 12.   einem Vertreter der Kulturpolitischen Gesell-
schaft e.V.,

 13.   einem Vertreter des Deutschen Museumsbundes 
e.V.,

 14.   einem Vertreter des Deutschen Jugendher-
bergswerks e.V.,

 15.  einem Vertreter des Weissen Rings e.V.,

 16.   einem Vertreter des Deutschen Hotel- und Gast-
stättenverbandes e.V.,

 17.   einem Vertreter der Arbeitsgemeinschaft der Ba-
disch-Württembergischen Bauernverbände,

 18.   einem Vertreter des Bundes der Vertriebenen, 
Landesverband Bayern e.V.,

 19.   einem Vertreter des Landessportbundes Berlin 
e.V.,

 20.   einem Vertreter der Handwerkskammern von 
Brandenburg,

 21.   einem Vertreter des Sozialverbandes Deutschland 
e.V., Landesverband Bremen,

 22.   einem Vertreter der ver.di – Vereinte Dienstleis-
tungsgewerkschaft e.V., Landesbezirk Hamburg,

 23.   einem Vertreter des Deutschen Mieterbundes, 
Landesverband Hessen e.V.,

 24.   einem Vertreter eines Landesverbandes der Frei-
en Berufe, Landesverband Mecklenburg-Vor-
pommern e.V.,

 25.   einem Vertreter des Landesmusikrates Nieder-
sachsen e.V.,

 26.   einem Vertreter des Landesjugendringes Nord-
rhein-Westfalen,

 27.   für jeweils eine Amtsperiode einem Vertreter von 
ver.di – Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft e.V. 
– Landesbezirk Rheinland-Pfalz – aus dem Fach-
bereich Medien oder einem Vertreter des Deut-
schen Journalistenverbandes/Landesverband 
Rheinland-Pfalz,

 28.   einem Vertreter der Verbraucherzentrale des 
Saarlandes e.V.,

 29.   einem Vertreter des VOS – Vereinigung der Opfer 
des Stalinismus, Landesverband Sachsen e.V.,

 30.   einem Vertreter des Deutschen Roten Kreuzes – 
Landesverband Sachsen-Anhalt e.V.,

 31.   einem Vertreter des Landesnaturschutzverbandes 
Schleswig-Holstein,

 32.   einem Vertreter der Industrie- und Handelskam-
mern von Thüringen.

  Das Entsendungsrecht eines Landes nach Satz  1 
Nr. 1 erlischt mit der Zuweisung eines Entsendungs-
rechts desselben Landes für den Verwaltungsrat nach 
§ 24 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2; maßgeblich ist der Zeit-
punkt des Wirksamwerdens des Entsendungsrechts 
nach § 24 Abs. 2 Satz 2.

  (2) Jeweils ein Mitglied des Personalrates am Sitz in 
Köln und in Berlin nimmt an den Sitzungen des Hör-
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funkrates teil. Die Entscheidung über die teilneh-
menden Mitglieder trifft der Gesamtpersonalrat. Die 
Personalratsmitglieder können zu Fragen, die nicht 
den Bereich der Angebotsgestaltung betreffen, gehört 
werden.

  (3) Die Vertreter der entsendungsberechtigten Län-
der nach Absatz  1 Satz  1 Nr.  1 werden von den 
 jeweiligen Landesregierungen, die Vertreter des 
 Bundes nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 von der Bundesre-
gierung und die Vertreter nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 
bis 32 von den Verbänden und Organisationen ent-
sandt. Solange und soweit von dem Entsendungs-
recht kein Gebrauch gemacht wird, verringert sich 
die Zahl der Mitglieder entsprechend.

  (4) Bei der Entsendung der Vertreter sind Frauen 
und Männer angemessen zu berücksichtigen. Im Fall 
des Absatzes 1 Satz  1 Nr.  2 sind eine Frau und ein 
Mann zu entsenden. In den anderen Fällen muss bei 
der Entsendung eines neuen Mitgliedes einem männ-
lichen Mitglied eine Frau und einem weiblichen Mit-
glied ein Mann nachfolgen.

  (5) Der amtierende Vorsitzende des Hörfunkrates 
stellt zu Beginn der Amtsperiode die nach diesem 
Staatsvertrag ordnungsgemäße Entsendung fest und 
gibt die Feststellungen dem Hörfunkrat bekannt. Die 
entsendenden Stellen haben alle Angaben zu ma-
chen, die zur Nachprüfung der Voraussetzungen von 
Absatz  4, 6, 7 und §  19 a Abs.  3 bis 5 erforderlich 
sind.

  (6) Die Amtszeit der Mitglieder des Hörfunkrates 
beträgt fünf Jahre. Scheidet ein Mitglied vorzeitig 
aus, so ist nach den für die Entsendung des ausge-
schiedenen Mitgliedes geltenden Vorschriften ein 
Nachfolger für den Rest der Amtszeit zu berufen.

 (7) Die Mitgliedschaft im Hörfunkrat erlischt durch

 1.  Niederlegung des Amtes,

 2.   Verlust der Fähigkeit, Rechte aus öffentlichen 
Wahlen zu erlangen oder öffentliche Ämter zu be-
kleiden,

 3.   Eintritt der Geschäftsunfähigkeit oder der Vor-
aussetzungen der rechtlichen Betreuung nach 
§ 1896 des Bürgerlichen Gesetzbuches,

 4.  Eintritt des Todes,

 5.   Eintritt eines der in §19 a Abs. 3 und 4 genannten 
Ausschlussgründe,

 6.   Eintritt einer Interessenkollision nach §  19 a 
Abs. 1 Satz 3 oder

 7.   Abberufung aus wichtigem Grund durch die ent-
sendungsberechtigte Stelle; ein wichtiger Grund 
liegt insbesondere vor, wenn ein Mitglied aus der 
entsendungsberechtigten Stelle ausgeschieden ist.

  Die Mitgliedschaft des Vertreters eines entsendungs-
berechtigten Landes nach Absatz 1 Satz 1 Nr.  1 er-
lischt zudem mit dem Wirksamwerden eines Entsen-
dungsrechts desselben Landes für den 
Verwaltungsrat gemäß § 24 Abs. 2 Satz 1 und 2. Das 
Vorliegen der Erlöschensgründe nach Satz 1 Nr. 1 bis 
5 gibt der Vorsitzende des Hörfunkrates dem Hör-
funkrat bekannt. Über das Erlöschen der Mitglied-
schaft in den Fällen von Satz 1 Nr. 6 und 7 entschei-
det der Hörfunkrat. Bis zur Entscheidung nach 
Satz  4 behält das betroffene Mitglied seine Rechte 
und Pfl ichten, es sei denn, der Hörfunkrat beschließt 
mit der Mehrheit der Stimmen der gesetzlichen Mit-
glieder, dass der Betroffene bis zur Entscheidung 
nicht an den Arbeiten des Hörfunkrates teilnehmen 
kann. Von der Beratung und Beschlussfassung im 
Verfahren nach Satz 4 und 5 ist das betroffene Mit-
glied ausgeschlossen.

  (8) Weitere Einzelheiten des Verfahrens über die Ent-
sendung und Abberufung regelt die Satzung. Die 
Satzung bedarf insoweit der Genehmigung durch die 
rechtsaufsichtsführende Landesregierung.

  (9) Die Länder überprüfen die Zusammensetzung 
des Hörfunkrates nach Absatz 1 rechtzeitig vor Ab-
lauf jeder zweiten Amtsperiode.“

23.  § 22 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 2 werden folgende neue Sätze 3 und 4 
angefügt:

   „Der Anteil der Mitglieder nach §  21 Abs.  1 
Satz  1 Nr.  1 und 2 darf in den Ausschüssen des 
Hörfunkrates ein Drittel der Mitglieder nicht 
übersteigen. Entsprechendes gilt bei der Wahl der 
Vorsitzenden und Stellvertreter des Hörfunkrates 
und seiner Ausschüsse.“

 b)   Es werden folgende neue Absätze 5 bis 7 ange-
fügt:

   „(5) Die Sitzungen des Hörfunkrates sind öffent-
lich. In begründeten Ausnahmefällen kann der 
Hörfunkrat den Ausschluss der Öffentlichkeit be-
schließen. Personalangelegenheiten, die aus 
Gründen des Persönlichkeitsschutzes vertraulich 
sind, und Angelegenheiten, in welchen die Offen-
legung von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen 
Dritter unvermeidlich ist, sind stets unter Aus-
schluss der Öffentlichkeit zu behandeln. Die Sit-
zungen der nach Absatz 2 Satz 2 gebildeten Aus-
schüsse fi nden grundsätzlich nichtöffentlich statt.

   (6) Die Zusammensetzung des Hörfunkrates und 
seiner Ausschüsse nach Absatz 2 Satz 2 ist zu ver-
öffentlichen. Die Tagesordnungen der Sitzungen 
des Hörfunkrates und seiner Ausschüsse sind spä-
testens eine Woche vor den Sitzungen, die Anwe-
senheitslisten im Anschluss an die Sitzungen zu 
veröffentlichen. Im Anschluss an die Sitzungen 
des Hörfunkrates sind Zusammenfassungen der 
wesentlichen Ergebnisse der Sitzungen des Hör-
funkrates sowie seiner vorberatenden Ausschüsse 
zu veröffentlichen. Die Veröffentlichung hat unter 
Wahrung von Betriebs- und Geschäftsgeheimnis-
sen sowie personenbezogener Daten der Beschäf-
tigten der Körperschaft zu erfolgen. Berechtigte 
Interessen Dritter an einer Geheimhaltung sind 
zu wahren. Eine Veröffentlichung in elektroni-
scher Form im Internetauftritt der Körperschaft 
ist ausreichend. Das Nähere regelt die Satzung.

   (7) Der Hörfunkrat hält auf Wunsch von mindes-
tens sieben seiner Mitglieder Fortbildungsveran-
staltungen ab.“

24.   In §  23 Abs.  3 werden nach dem Wort „beschließt“ 
die Wörter „ mit Zustimmung des Hörfunkrates“ ein-
gefügt.

25.  § 24 wird wie folgt neu gefasst:

 „§ 24

 Zusammensetzung des Verwaltungsrates

  (1) Der Verwaltungsrat besteht aus zwölf Mitglie-
dern, nämlich

 1.   je einem Vertreter von drei der vertragschließen-
den Länder,

 2.   einem Vertreter des Bundes, der von der Bundes-
regierung entsandt wird,

 3.   drei Vertretern der in der ARD zusammenge-
schlossenen Landesrundfunkanstalten, die von 
deren Intendanten entsandt werden,

 4.   drei Vertretern des ZDF, die vom Intendanten des 
ZDF entsandt werden,

 5.   zwei Sachverständigen, die vom Hörfunkrat ge-
wählt werden; ein Sachverständiger muss dabei 
Kenntnisse in den Bereichen Wirtschaftsprüfung 
oder Betriebswirtschaft, der andere Sachverstän-
dige Kenntnisse in den Bereichen Rundfunkrecht, 
Medienwirtschaft oder Medienwissenschaft auf-
weisen; sie müssen über mindestens fünfjährige 
Berufserfahrung in ihrem jeweiligen Bereich ver-
fügen; das Nähere regelt die Satzung.

  (2) Die entsendungsberechtigten Länder nach Ab-
satz  1 Nr.  1 werden durch die Ministerpräsidenten 
einstimmig bestimmt und durch den Vorsitzenden 
der Ministerpräsidentenkonferenz gegenüber den 
Vorsitzenden von Hörfunk- und Verwaltungsrat be-
nannt. Das Entsendungsrecht wird zu Beginn der 
Amtsperiode, für die es erteilt wird, im Übrigen mit 
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Zugang der Entscheidung nach Satz 1 bei den Vorsit-
zenden von Hörfunk- und Verwaltungsrat wirksam. 
Die Vertreter der entsendungsberechtigten Länder 
werden von den jeweiligen Landesregierungen ent-
sandt.

  (3) Jeweils ein Mitglied des Personalrats am Sitz in 
Köln und in Berlin nimmt an den Sitzungen des Ver-
waltungsrates teil. Die Entscheidung über die teil-
nehmenden Mitglieder trifft der Gesamtpersonalrat. 
Die Personalratsmitglieder können zu Personalange-
legenheiten gehört werden.

  (4) Die Amtszeit der Mitglieder beträgt fünf Jahre; 
§ 21 Abs. 6 Satz 2 und Abs. 7 gelten entsprechend.

  (5) Solange und soweit von dem Recht der Entsen-
dung kein Gebrauch gemacht wird, verringert sich 
die Zahl der Mitglieder entsprechend.

  (6) Bei der Entsendung der Vertreter sind Frauen 
und Männer angemessen zu berücksichtigen. In den 
Fällen des Absatzes 1 Nr.  1 und 2 müssen bei der 
Entsendung eines neuen Mitgliedes einem männli-
chen Mitglied eine Frau und einem weiblichen Mit-
glied ein Mann nachfolgen. In den Fällen des Absat-
zes 1 Nr.  3 und 4 müssen jeweils mindestens eine 
Frau und ein Mann entsandt werden. Im Fall des Ab-
satzes 1 Nr. 5 soll ein Mitglied eine Frau und ein Mit-
glied ein Mann sein.“

26.  § 25 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)  Satz 3 wie folgt neu gefasst:

     „Der Verwaltungsrat gibt sich eine Ge-
schäftsordnung, in der auch die Bildung von 
Ausschüssen vorgesehen werden kann.“

  bb)   Es werden folgende neue Sätze 4 und 5 ange-
fügt:

     „Der Anteil der Mitglieder nach § 24 Abs. 1 
Nr. 1 und 2 darf in den Ausschüssen des Ver-
waltungsrates ein Drittel der Mitglieder 
nicht übersteigen. Entsprechendes gilt bei 
der Wahl der Vorsitzenden und Stellvertreter 
des Verwaltungsrates und seiner Ausschüsse.“

 b)   In Absatz 3 Satz 2 wird das Wort „drei“ durch das 
Wort „vier“ ersetzt.

 c)   Es werden folgende neue Absätze 5 und 6 ange-
fügt:

   „(5) Die Sitzungen des Verwaltungsrates und sei-
ner Ausschüsse fi nden grundsätzlich nichtöffent-
lich statt.

  (6) § 22 Abs. 6 gilt entsprechend. Im Falle einer Zu-
stimmung des Verwaltungsrates zum Abschluss von 
Anstellungsverträgen mit außertarifl ichen Angestell-
ten nach § 28 Nr. 6 enthält die Veröffentlichung der 
Zusammenfassung der wesentlichen Ergebnisse der 
Sitzungen des Verwaltungsrates auch die Darstellung 
der jährlichen Vergütungen sowie etwaiger vertrag-
lich vereinbarter Zusatzleistungen. Entsprechendes 
gilt für Verträge mit freien Mitarbeitern, die der Zu-
stimmung des Verwaltungsrates bedürfen.“

27.   In §  27 Abs.  1 Satz  2 wird das Wort „Programme“ 
durch das Wort „Angebote“ ersetzt.

28.   In § 30 a werden folgende neue Absätze 5 und 6 an-
gefügt:

  „(5) Die Körperschaft veröffentlicht die für die Tä-
tigkeit im Geschäftsjahr gewährten Bezüge des In-
tendanten und der Direktoren unter Namensnen-
nung im Geschäftsbericht. Satz  1 gilt insbesondere 
auch für:

 1.   Leistungen, die den genannten Personen für den 
Fall einer vorzeitigen Beendigung ihrer Tätigkeit 
zugesagt worden sind,

 2.   Leistungen, die den genannten Personen für den 
Fall der regulären Beendigung ihrer Tätigkeit zu-
gesagt worden sind, mit ihrem Barwert sowie den 
von der Körperschaft während des Geschäftsjah-
res hierfür aufgewandten oder zurückgestellten 
Betrag,

 3.   während des Geschäftsjahres vereinbarte Ände-
rungen dieser Zusagen,

 4.   Leistungen, die einer der betroffenen Personen, 
die ihre Tätigkeit im Laufe des Geschäftsjahres 
beendet hat, in diesem Zusammenhang zugesagt 
und im Laufe des Geschäftsjahres gewährt wor-
den sind,

 5.   Leistungen, die den genannten Personen für Tä-
tigkeiten bei Tochter- und Beteiligungsgesell-
schaften der Körperschaft oder ihrer Mitglieder 
gewährt worden sind, und

 6.   Leistungen, die den genannten Personen für ent-
geltliche Nebentätigkeiten gewährt worden sind; 
dies gilt nicht, wenn die Höhe der jeweils verein-
barten Einkünfte den Betrag von 1.000 Euro mo-
natlich nicht übersteigt.

  (6) Die Tarifstrukturen und eine strukturierte Dar-
stellung der außer- und übertarifl ichen Vereinbarun-
gen sind zu veröffentlichen.“

29.  § 33 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt neu gefasst:

   „Für die Körperschaft sind das Bundespersonal-
vertretungsgesetz und die dazu ergangenen 
Rechtsverordnungen in ihrer jeweils geltenden 
Fassung nach Maßgabe der für die „Deutsche 
Welle“ geltenden Vorschriften entsprechend an-
wendbar, sofern in diesem Staatsvertrag nichts 
Abweichendes geregelt ist.“

 b)  Es wird folgender neuer Absatz 3 angefügt:

   „(3) Der Intendant schafft mit Zustimmung des 
Verwaltungsrates für die von der Körperschaft 
beschäftigten arbeitnehmerähnlichen Personen 
im Sinne von § 12 a des Tarifvertragsgesetzes eine 
institutionalisierte Vertretung ihrer Interessen 
(Freienvertretung). Diese steht im regelmäßigen 
Austausch   mit dem Intendanten. Näheres regelt 
ein Statut des Intendanten, das insbesondere die 
Modalitäten der Wahl sowie die Rahmenbedin-
gungen für die Tätigkeit der Freienvertretung 
festlegt.“

30.  § 34 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 Satz 3 wird das Datum „31. Dezem-
ber 2008“ durch das Datum „31. Dezember 2020“ 
ersetzt.

 b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Satz 1 wird die Verweisung „§ 54 Abs. 1“ 
durch die Verweisung „§ 62 Abs. 1“ ersetzt.

  bb)   In Satz 2 wird die Verweisung „§ 54 Abs. 5“ 
durch die Verweisung „§ 62 Abs. 5“ ersetzt.

31.  § 35 wird wie folgt neu gefasst:

 „§ 35
 Übergangsbestimmungen

  (1) Die Zusammensetzung sowie die Rechte und 
Pfl ichten der Mitglieder des Hörfunkrates, des Ver-
waltungsrates und ihrer Ausschüsse bleiben vom In-
krafttreten des 20. Rundfunkänderungsstaatsvertra-
ges bis zum Ablauf der am 1. September 2017 
laufenden Amtsperioden von Hörfunkrat, Verwal-
tungsrat und ihren Ausschüssen unberührt, soweit in 
den nachfolgenden Absätzen nichts Abweichendes 
bestimmt ist.

  (2) Die am 1. September 2017 laufenden Amtsperio-
den des Hörfunkrates und des Verwaltungsrates en-
den am 31. Dezember 2018.

  (3) Die am 1. September 2017 laufenden Amtsperio-
den des Hörfunkrates und des Verwaltungsrates gel-
ten als erste im Sinne von § 19 a Abs. 2 Satz 2.“

Artikel 3
Änderung des Rundfunkfi nanzierungsstaatsvertrages

§ 9 des Rundfunkfi nanzierungsstaatsvertrag vom 26. Au-
gust bis 11. September 1996, zuletzt geändert durch den 
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Sechzehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom 4. 
bis 17. Juli 2014, wird wie folgt geändert:

1.  Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst:

  „(1) Von dem Aufkommen aus dem Rundfunkbeitrag 
erhalten die in der ARD zusammengeschlossenen 
Landesrundfunkanstalten einen Anteil von 71,7068 
vom Hundert, das ZDF einen Anteil von 25,3792 vom 
Hundert und die Körperschaft des öffentlichen Rechts 
„Deutschlandradio“ einen Anteil von 2,9140 vom 
Hundert.“

2.   In Absatz  2 Satz  3 wird die Angabe „171,11 Mio 
Euro“ durch die Angabe „180,84 Mio Euro“ ersetzt.

Artikel 4
Kündigung, Inkrafttreten, Neubekanntmachung

(1) Für die Kündigung der in den Artikeln 1 bis 3 geän-
derten Staatsverträge sind die dort vorgesehenen Kündi-
gungsvorschriften maßgebend.

(2) Dieser Staatsvertrag tritt mit Ausnahme von Artikel 
3 am 1. September 2017 in Kraft. Artikel 3 tritt zum 1. 
Januar 2017 in Kraft. Sind bis zum 31. August 2017 nicht 
alle Ratifi kationsurkunden bei der Staatskanzlei des 
Vorsitzenden der Ministerpräsidentenkonferenz hinter-
legt, wird der Staatsvertrag gegenstandslos.

(3) Die Staatskanzlei des Vorsitzenden der Ministerprä-
sidentenkonferenz teilt den Ländern die Hinterlegung 
der Ratifi kationsurkunden mit.

(4) Die Länder werden ermächtigt, den Wortlaut des 
Rundfunkstaatsvertrages, des Deutschlandradio-Staats-
vertrages und des Rundfunkfi nanzierungsstaatsvertrages 
in der Fassung, die sich aus den Artikeln 1 bis 3 ergibt, 
mit neuem Datum bekannt zu machen.

Für das Land Baden-Württemberg:

Berlin, den 8.12.2016

Winfried  K r e t s c h m a n n

Für den Freistaat Bayern:

Berlin, den 8.12.2016

Horst  S e e h o f e r

Für das Land Berlin:

Berlin, den 8.12.2016 

Michael  M ü l l e r

Für das Land Brandenburg:

Berlin, den 8.12.2016

Dietmar  W o i d k e

Für die Freie Hansestadt Bremen:

Berlin, den 8.12.2016

Carsten  S i e l i n g

Für die Freie und Hansestadt Hamburg:

Berlin, den 8.12.2016

Olaf  S c h o l z

Für das Land Hessen:

Berlin, den 8.12.2016

V.  B o u f f i e r

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:

Berlin, den 8.12.2016

E.  S e l l e r i n g

Für das Land Niedersachsen:

Berlin, den 8.12.2016 

Stephan  W e i l

Für das Land Nordrhein-Westfalen:

Berlin, den 8.12.2016

Hannelore  K r a f t

Für das Land Rheinland-Pfalz:

Berlin, den 8.12.2016 

Malu  D r e y e  r

Für das Saarland:

Berlin, den 8.12.2016

Annegret  K r a m p - K a r r e n b a u e r

Für den Freistaat Sachsen:

Berlin, den 8.12.2016

Stanislaw  T i l l i c h

Für das Land Sachsen-Anhalt:

Berlin, den 16.12.2016

Dr. Reiner  H a s e l o f f

Für das Land Schleswig-Holstein:

Berlin, den 8. 12. 2016

Torsten  A l b i g

Für den Freistaat Thüringen:

Berlin–Erfurt, den 8.12.2016

Bodo  R a m e l o w

– GV. NRW. 2017 S. 402
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Gesetz zur Änderung 
des Landeswahlgesetzes, des Verfassungs-
gerichtshofgesetzes und weiterer Gesetze

Vom 7. April 2017

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz zur Änderung 
des Landeswahlgesetzes, des Verfassungs-
gerichtshofgesetzes und weiterer Gesetze

1110

Artikel 1
Änderung des Landeswahlgesetzes

Das Landeswahlgesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 16. August 1993 (GV. NRW. S.  516), das zu-
letzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. 
NRW. S. 442) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:
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1.  § 17a wird wie folgt geändert:

 a)   Nach Absatz 1 werden die folgenden Absätze 2 bis 
5 eingefügt:

   „(2) Parteien, die im Deutschen Bundestag oder in 
einem Landtag seit deren letzter Wahl nicht auf 
Grund eines eigenen Wahlvorschlags ununterbro-
chen vertreten sind oder deren Parteieigenschaft 
nicht bei der letzten Wahl zum Deutschen Bundes-
tag festgestellt worden ist, können als solche einen 
Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie spätestens 
am neunzigsten Tag vor der Wahl bis 18 Uhr dem 
Landeswahlleiter ihre Beteiligung an der Wahl 
schriftlich angezeigt haben und der Landeswahl-
ausschuss ihre Parteieigenschaft festgestellt hat. In 
der Anzeige ist anzugeben, unter welchem Namen 
sich die Partei an der Wahl beteiligen will. Die An-
zeige muss von mindestens drei Mitgliedern des 
Vorstands des Landesverbandes, darunter dem 
Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter, persönlich 
und handschriftlich unterzeichnet sein. Wenn ein 
Landesverband nicht besteht, muss die Anzeige 
von den Vorständen der nächstniedrigen Gebiets-
verbände (§  7 Absatz  2 des Parteiengesetzes), die 
im Bereich des Landes liegen, entsprechend unter-
zeichnet sein. Die schriftliche Satzung und das 
schriftliche Programm der Partei sowie ein Nach-
weis über einen nach demokratischen Grundsätzen 
gewählten Vorstand sind der Anzeige beizufügen. 
Der Anzeige sollen Nachweise über die Parteiei-
genschaft nach § 2 Absatz 1 Satz 1 des Parteienge-
setzes beigefügt werden.

   (3) Der Landeswahlleiter hat die Anzeige nach Ab-
satz  2 nach Eingang sofort zu prüfen. Stellt er 
Mängel fest, so benachrichtigt er unverzüglich den 
Vorstand und fordert ihn auf, behebbare Mängel zu 
beseitigen. Nach Ablauf der Anzeigefrist können 
nur noch Mängel an sich gültiger Anzeigen beho-
ben werden. Eine gültige Anzeige liegt nicht vor, 
wenn

  1.   die Form oder Frist des Absatzes 2 nicht ge-
wahrt ist,

  2.  die Parteibezeichnung fehlt,

  3.   die nach Absatz  2 erforderlichen gültigen Un-
terschriften und die der Anzeige beizufügenden 
Anlagen fehlen, es sei denn, diese Anlagen kön-
nen infolge von Umständen, die die Partei nicht 
zu vertreten hat, nicht rechtzeitig vorgelegt 
werden oder

  4.   die Vorstandsmitglieder mangelhaft bezeichnet 
sind, so dass ihre Person nicht feststeht.

   Nach der Entscheidung über die Feststellung der 
Parteieigenschaft ist jede Mängelbeseitigung aus-
geschlossen. Gegen Verfügungen des Landeswahl-
leiters im Mängelbeseitigungsverfahren kann der 
Vorstand den Landeswahlausschuss anrufen.

   (4) Der Landeswahlausschuss stellt spätestens am 
fünfundsiebzigsten Tag vor der Wahl für alle Wahl-
organe verbindlich fest,

  1.   welche Parteien im Deutschen Bundestag oder 
in einem Landtag seit deren letzter Wahl auf 
Grund eigener Wahlvorschläge ununterbrochen 
vertreten sind oder bei welchen Parteien die 
Parteieigenschaft bei der letzten Wahl zum 
Deutschen Bundestag festgestellt worden ist, 

  2.   welche Vereinigungen, die nach Absatz  2 ihre 
Beteiligung angezeigt haben, für die Wahl als 
Parteien anzuerkennen sind; für die Ablehnung 
der Anerkennung als Partei für die Wahl ist eine 
Zweidrittelmehrheit erforderlich.

   Die Feststellung ist vom Landeswahlleiter in der 
Sitzung des Landeswahlausschusses bekannt zu 
geben. Sie ist öffentlich bekannt zu machen.

   (5) Gegen eine Feststellung nach Absatz 4, die sie 
an der Einreichung von Wahlvorschlägen hindert, 
kann eine Partei oder Vereinigung binnen vier 
Tagen nach Bekanntgabe Beschwerde zum Verfas-
sungsgerichtshof für das Land Nordrhein-Westfa-
len erheben. Die Beschwerde ist innerhalb der ge-

nannten Frist zu begründen. In diesem Fall ist die 
Partei oder Vereinigung von den Wahlorganen bis 
zu einer Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs, 
längstens bis zum Ablauf des achtundvierzigsten 
Tages vor der Wahl, wie eine wahlvorschlagsbe-
rechtigte Partei zu behandeln.“

 b)   Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden die Ab-
sätze 6 und 7.

2.  § 19 Absatz 2 Satz 2 wird aufgehoben.

3.   In § 20 Absatz 2 Satz 1 wird nach der Angabe „Abs. 2 
Satz“ die Angabe „2, 4 und 5“ durch die Angabe „3 
und 4“ ersetzt.
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Artikel 2
Änderung des Gesetzes über das

Verfahren bei Volksinitiative,
Volksbegehren und Volksentscheid

Das Gesetz über das Verfahren bei Volksinitiative, Volks-
begehren und Volksentscheid in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 1. Oktober 2004 (GV. NRW. S.  542), 
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 2. Oktober 
2014 (GV. NRW. S.  622) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

1.   In §  1 Absatz  3 Nummer  2, in §  2 Absatz  2, in §  3 
Nummer 1 und in § 4 Absatz 1 Satz 2 wird jeweils die 
Angabe „67a“ durch die Angabe „67“ ersetzt.

2.  § 22 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 a)  Nummer 2 wird aufgehoben.

 b)   Nummer  3 wird Nummer  2 und die Wörter „von 
seinem“ werden durch die Wörter „oder die Lan-
desregierung von dem“ ersetzt.

3.  § 24 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 a)  Nummer 2 wird aufgehoben.

 b)  Nummer 3 wird Nummer 2.
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Artikel 3
Änderung des Landesministergesetzes

§  5 des Landesministergesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 2. Juli 1999 (GV. NRW. S.  218), das 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Juli 2016 (GV. 
NRW. S. 619) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:

1.  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 a)   In Buchstabe c wird das Komma am Ende durch 
einen Punkt ersetzt.

 b)  Buchstabe d wird aufgehoben.

2.   In Absatz  2 werden die Wörter „sowie mit ihrem 
Amtsverlust nach Artikel 63 der Landesverfassung“ 
gestrichen.
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Artikel 4
Änderung des Verfassungsgerichtshofgesetzes

Das Verfassungsgerichtshofgesetz vom 14. Dezember 
1989 (GV. NRW. S.  708, ber. 1993  S.  588), das zuletzt 
durch Artikel 19 des Gesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. 
NRW. S. 310) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:

1.   In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu dem 
Zweiten Kapitel des Dritten Teils wie folgt gefasst:

 „Zweites Kapitel
 (weggefallen)“

2.  § 12 Nummer 3 wird aufgehoben. 

3.   In § 13 Absatz 1 Satz 2 und § 22 Absatz 1 werden die 
Wörter „in den Fällen des §  12 Nr.  1 und 3“ jeweils 
durch die Wörter „in dem Fall des § 12 Nr. 1“ ersetzt.
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4.  § 30 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

 a)   In Satz 1 werden die Wörter „in den Fällen des § 12 
Nr. 1 und 3“ durch die Wörter „in dem Fall des § 12 
Nr. 1“ ersetzt.

 b)   In Satz  2 werden die Wörter „oder des Verurteil-
ten“ und die Wörter „oder im Falle des § 12 Nr. 3 
nach seinem Tode auf Antrag seines Ehegatten, 
ihrer eingetragenen Lebenspartnerin, seines einge-
tragenen Lebenspartners oder eines seiner Ab-
kömmlinge“ gestrichen.

5.  Im Dritten Teil wird das Zweite Kapitel aufgehoben.

6.  § 54 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 2 werden die Wörter „oder eine Anklage 
nach Artikel 63 der Landesverfassung“ und die 
Wörter „oder dem Angeklagten“ gestrichen.

 b)   In Absatz 3 werden die Wörter „oder eine Anklage 
nach Artikel 63 der Landesverfassung“ und die 
Wörter „oder dem für schuldig Erklärten“ gestri-
chen.

1103

Artikel 5
Weitere Änderungen des Verfassungsgerichtshofgesetzes

Das Verfassungsgerichtshofgesetz vom 14. Dezember 
1989 (GV. NRW. S.  708, ber. 1993  S.  588), das zuletzt 
durch Artikel 4 dieses Gesetzes geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

 1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

 a)  Die Angabe zu § 3 wird wie folgt gefasst:

  „§ 3 Voraussetzung der Wählbarkeit“ 

 b)   Nach der Angabe zu § 49 werden folgende Anga-
ben eingefügt:

  „Fünftes Kapitel

   Entscheidungen über Beschwerden gegen die 
Nichtanerkennung als Partei für die Wahl zum 
Landtag gemäß Artikel 75 Nr. 4 der Verfassung

  § 49a Verfahrensvorschriften

   §  49b Ausschluss von einstweiliger Anordnung 
und Wiederaufnahme“

 c)   In der bisherigen Angabe zum Fünften Kapitel 
wird das Wort „Fünftes“ durch das Wort „Sechs-
tes“ ersetzt.

 d)   In der bisherigen Angabe zum Sechsten Kapitel 
wird das Wort  „Sechstes“ durch das Wort „Sieb-
tes“ ersetzt.

 e)   In der bisherigen Angabe zum Siebten Kapitel 
wird das Wort „Siebtes“ durch das Wort „Achtes“ 
ersetzt.

 2.  § 2 wird wie folgt gefasst:

 „§ 2
 (Zusammensetzung)

  Der Verfassungsgerichtshof setzt sich zusammen aus 
dem Präsidenten, dem Vizepräsidenten und aus fünf 
weiteren Mitgliedern. Die Mitglieder werden durch 
sieben stellvertretende Mitglieder persönlich vertre-
ten.“

 3.  § 3 wird wie folgt geändert:

 a)  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

  „§ 3
  (Voraussetzung der Wählbarkeit)“

 b)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)   Die Wörter „vom Landtag zu wählenden Mit-
glieder (Wahlmitglieder)“ werden durch die 
Wörter „Mitglieder und ihre Stellvertreter“ 
ersetzt.

  bb)  Die folgenden Sätze werden angefügt:

     „Sie müssen die Befähigung zum Richteramt 
haben. Drei Mitglieder und ihre Stellvertre-
ter müssen Berufsrichter sein.“

 c)  Absatz 2 wird aufgehoben.

 d)  Die Absätze 3 und 4 werden die Absätze 2 und 3.

 4.  § 4 wird wie folgt gefasst:

 „§ 4
 (Wahl)

  (1) Der Präsident, der Vizepräsident, die weiteren 
Mitglieder des Verfassungsgerichtshofs sowie ihre 
Stellvertreter werden vom Landtag in geheimer Wahl 
ohne Aussprache mit Zweidrittelmehrheit auf die 
Dauer von zehn Jahren gewählt; für jedes Mitglied 
ist ein bestimmter Vertreter zu wählen. Die Wahl ei-
nes amtierenden Mitglieds des Verfassungsgerichts-
hofs zum Präsidenten oder Vizepräsidenten für die 
Dauer der dem Mitglied verbleibenden Amtszeit ist 
zulässig.

  (2) Die Mitglieder und ihre Vertreter sollen frühes-
tens drei Monate und spätestens einen Monat vor 
Ablauf der Amtszeit ihrer Vorgänger gewählt werden. 

  (3) Eine anschließende oder spätere Wiederwahl ist 
ausgeschlossen. Eine frühere Amtszeit als stellvertre-
tendes Mitglied steht der Wahl als ordentliches Mit-
glied nicht entgegen.

  (4) Nach Ablauf der zehnjährigen Amtszeit oder Er-
reichen der Altersgrenze des § 8 Absatz 1 führen die 
Mitglieder des Verfassungsgerichtshofs ihre Amtsge-
schäfte bis zur Ernennung des Nachfolgers fort.

  (5) Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, so tritt bis 
zur Ernennung des Nachfolgers dessen Vertreter an 
seine Stelle. Die Nachwahl soll innerhalb eines Mo-
nats erfolgen.

  (6) Die Amtszeit eines stellvertretenden Mitglieds 
wird durch das Ausscheiden des von ihm vertretenen 
Mitglieds nicht berührt. Absatz 5 Satz 2 gilt bei ei-
nem vorzeitigen Ausscheiden eines Vertreters ent-
sprechend.“

 5.  § 6 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

   „(2) Ständiger Vertreter des Präsidenten ist der 
Vizepräsident.“

 b)   In Absatz 3 werden die Wörter „die Vizepräsiden-
ten“ durch die Wörter „der Vizepräsident“ ersetzt.

 6.  § 7 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird aufgehoben.

 b)  Absatz 2 wird Absatz 1 und wie folgt geändert:

  aa)   In Satz  1 wird das Wort „Wahlmitglied“ 
durch die Wörter „Mitglied des Verfassungs-
gerichtshofs“ ersetzt.

  bb)   In Satz 2 wird das Wort „gewählten“ gestri-
chen.

 c)  Absatz 3 wird Absatz 2.

 7.  § 8 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird aufgehoben.

 b)  Absatz 2 wird Absatz 1 und wie folgt geändert:

  aa)   In Satz 1 werden das Wort „Wahlmitglieder“ 
durch die Wörter „Mitglieder des Verfas-
sungsgerichtshofs“ ersetzt und nach dem 
Wort „scheiden“ die Wörter „aus dem Amt“ 
eingefügt. In Satz  1 wird nach den Wörtern 
„Verfassungsgerichtshofs verlieren“ das 
Komma durch das Wort „oder“ ersetzt und 
die Wörter „oder nach Ablauf des Monats, 
mit dem sie das 68. Lebensjahr vollendet ha-
ben“ werden gestrichen. 

  bb)  Satz 2 wird aufgehoben.

 c)   Absatz  3 wird Absatz  2 und in Satz  1 wird das 
Wort „Wahlmitglieder“ durch die Wörter „Mit-
glieder des Verfassungsgerichtshofs“ ersetzt.
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 d)   Absatz  4 wird Absatz  3 und in Satz  1 wird das 
Wort „Wahlmitglieder“ durch die Wörter „Mit-
glieder des Verfassungsgerichtshofs“ ersetzt.

 e)  Absatz 5 wird aufgehoben.

 f)  Folgender Absatz 4 wird angefügt:

   „(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für die stellvertre-
tenden Mitglieder entsprechend.“

 8.  § 9 wird wie folgt geändert:

 a)   In Satz 2 wird das Wort „Wahlmitglieder“ durch 
das Wort „Mitglieder“ ersetzt.

 b)   In Satz 3 wird das Wort „Wahlmitgliedern“ durch 
das Wort „Mitgliedern“ ersetzt.

 9.  § 12 wird wie folgt geändert:

 a)   Nach Nummer 6 wird folgende Nummer 6a einge-
fügt:

   „6a. über Beschwerden von Vereinigungen gegen 
ihre Nichtanerkennung als Partei für die Wahl 
zum Landtag (Artikel 75 Nr. 4 der Verfassung),“

 b)   In den Nummern 8 und 9 wird die Angabe „Nr. 4“ 
jeweils durch die Angabe „Nr. 5“ ersetzt.

10.  § 25 wird folgender Absatz 4 angefügt:

  „(4) Mitglieder des Gerichts können ihre in der Bera-
tung vertretene abweichende Meinung zu der Ent-
scheidung oder zu deren Begründung in einem Son-
dervotum niederlegen; das Sondervotum ist der 
Entscheidung anzuschließen. Der Verfassungsge-
richtshof kann in seiner Entscheidung das Stimmen-
verhältnis mitteilen. Das Nähere regelt die Ge-
schäftsordnung.“

11.  Nach § 49 wird folgendes Fünfte Kapitel eingefügt:

 „Fünftes Kapitel
 Entscheidungen über Beschwerden gegen die 
 Nichtanerkennung als Partei für die Wahl zum 
 Landtag gemäß Artikel 75 Nr. 4 der Verfassung

 § 49a
 (Verfahrensvorschriften)

  (1) Beschwerdeberechtigt sind Vereinigungen und 
Parteien, denen die Anerkennung als wahlvor-
schlagsberechtigte Partei nach §  17a Absatz  4 des 
Landeswahlgesetzes versagt wurde.

  (2) Die Beschwerde ist binnen einer Frist von vier 
Tagen nach Bekanntgabe der Entscheidung in der 
Sitzung des Landeswahlausschusses nach § 17a Ab-
satz  4 Satz  2 des Landeswahlgesetzes zu erheben 
und zu begründen. 

  (3) Dem Landeswahlausschuss ist Gelegenheit zur 
Äußerung zu geben.

  (4) Der Verfassungsgerichtshof kann ohne Durchfüh-
rung einer mündlichen Verhandlung entscheiden.

  (5) Der Verfassungsgerichtshof kann seine Entschei-
dung ohne Begründung bekannt geben. In diesem 
Fall ist die Begründung der Beschwerdeführerin und 
dem Landeswahlausschuss gesondert zu übermitteln.

 § 49b
 (Ausschluss von einstweiliger Anordnung 
 und Wiederaufnahme)

 Die §§ 27 und 30 fi nden keine Anwendung.“

12.   In der Überschrift des bisherigen Fünften Kapitels 
wird das Wort „Fünftes“ durch das Wort „Sechstes“ 
ersetzt.

13.   In der Überschrift des bisherigen Sechsten Kapitels 
wird das Wort „Sechstes“ durch das Wort „Siebtes“ 
ersetzt.

14.   In der Überschrift des bisherigen Siebten Kapitels 
wird das Wort „Siebtes“ durch das Wort „Achtes“ er-
setzt.

15.  Dem § 55 wird folgender Absatz 3 angefügt:

  „(3) Für die Amtszeit der am 30. Juni 2017 im Amt 
befi ndlichen Mitglieder des Verfassungsgerichtshofs 
fi nden die bis zum 30. Juni 2017 geltenden Vorschrif-

ten Anwendung. Mit den Mitgliedern kraft Amtes 
scheiden auch ihre bisherigen Vertreter kraft Amtes 
als stellvertretende Mitglieder aus. Die Amtszeit als 
Mitglied kraft Amtes oder Wahlmitglied steht einer 
erneuten Mitgliedschaft als ordentliches oder stell-
vertretendes Mitglied nicht entgegen.“

Artikel 6
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am Tag 
nach der Verkündung in Kraft. Artikel 1 und 5 dieses Ge-
setzes treten am 1. Juli 2017 in Kraft. 

Düsseldorf, den 7. April 2017

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerpräsidentin

(L. S.) Hannelore  K r a f t

Der Minister 
für Inneres und Kommunales

Ralf  J ä g e r

Der Justizminister

Thomas  K u t s c h a t y

– GV. NRW. 2017 S. 407

2023
2035

Zehntes Gesetz
zur Änderung der gesetzlichen Befristungen 

im Zuständigkeitsbereich des
Ministeriums für Inneres und Kommunales 

sowie zur Änderung weiterer Gesetze
Vom 7. April 2017

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Zehntes Gesetz 
zur Änderung der gesetzlichen Befristungen 

im Zuständigkeitsbereich des 
Ministeriums für Inneres und Kommunales sowie 

zur Änderung weiterer Gesetze

2023

Artikel 1
Änderung des Gesetzes zur Beschleunigung der 

Aufstellung kommunaler Gesamtabschlüsse

In § 2 des Gesetzes zur Beschleunigung der Aufstellung 
kommunaler Gesamtabschlüsse vom 25. Juni 2015 (GV. 
NRW. S. 496) wird die Angabe „2017“ durch die Angabe 
„2019“ ersetzt.

2035

Artikel 2
Änderung des Landespersonalvertretungsgesetzes

Das Landespersonalvertretungsgesetz vom 3. Dezember 
1974 (GV. NRW. S. 1514), das zuletzt durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 8. Dezember 2015 (GV. NRW. S. 812) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.   In der Überschrift des Dritten Abschnitts im Zehnten 
Kapitel werden die Wörter „Staatsanwältinnen, 
Staatsanwälte und“ gestrichen.

2.  § 114 Satz 2 wird aufgehoben.
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Artikel 3
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Düsseldorf, den 7. April 2017

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerpräsidentin

(L. S.) Hannelore  K r a f t

Die Ministerin 
für Schule und Weiterbildung

Sylvia  L ö h r m a n n

Der Finanzminister

Dr. Norbert  W a l t e r - B o r j a n s

Der Minister 
für Wirtschaft, Energie, Industrie, 

Mittelstand und Handwerk

i.V. Svenja  S c h u l z e

Der Minister 
für Inneres und Kommunales

Ralf  J ä g e r

Der Minister 
für Arbeit, Integration und Soziales

Rainer  S c h m e l t z e r

Der Justizminister

Thomas  K u t s c h a t y

Der Minister 
für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 

Natur- und Verbraucherschutz

Johannes  R e m m e l

Der Minister 
für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr

Michael  G r o s c h e k

Die Ministerin 
für Innovation, Wissenschaft und Forschung

Svenja  S c h u l z e

Die Ministerin 
für Familie, Kinder, Jugend, 

Kultur und Sport

Christina  K a m p m a n n

Die Ministerin 
für Gesundheit, Emanzipation, Pfl ege und Alter

Barbara  S t e f f e n s

Der Minister 
für Bundesangelegenheiten, Europa und Medien 

und Chef der Staatskanzlei

Franz-Josef  L e r s c h - M e n s e

– GV. NRW. 2017 S. 410
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